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Förderung des preiswerten Wohnens: Vorlage mit Widersprüchen 
Lange Eintretensdebatte im Landtag über die Regierungsvorlage über die Förderung des preiswerten Wohnens - Kritik von FBP und VU 

(G.M.) - «Die Gesetzesvorlage ist 
meines Erachtens unübersichtlich, ent­
hält noch Unklarheiten sowie Wider­
sprüche und ist an zu viele Verordnun­
gen gebunden.» Mit dieser Kritik brach­
te der VU-Abgeordnete Walter Schäd-
ler, der den Redereigen für die Eintre­
tensdebatte zur Gesetzesvorlage der Re­
gierung über die Förderung des preis­
werten Wohnens eröffnete, auf den 
Punkt. An der Vorlage der Regierung, 
die drei Teile zur Förderung des Woh­
nungsbaus, zur Errichtung von Mietwoh­
nungen und zur Ausrichtung von Wohn­
beihilfen enthält, wurde von FBP- wie 
auch von VU-Seite Kritik geübt. Aller­
dings konnte sich die Mehrheit des 
Landtags nicht zu einer Rückweisung 
durchringen, wie das der FBP-Abgeord­
nete Otmar Hasler verlangt hatte. Der 
Landtag nahm nach einer ausgedehnten 
Eintretensdebatte die erste Gesetzesle-
sung vor, in deren Verlaufe zahlreiche 
Änderungswünsche vorgetragen und be­
gründet wurden. 

Die Eintretensdebatte zeigte mit aller 
Deutlichkeit auf, dass die Probleme der 
Wohnbauförderung und der Förderung 
des preiswerten Wohnens erkannt sind, 
doch weitgehend mit der Regierungsvor­
lage nur Symptombekämpfung betrie­
ben wird, statt den eigentlichen Ursa­
chen nachzugehen. Positiv wurde von 
den Rednern vermerkt, dass sich die 
Wohnbauförderung aus dem Jahre 1958, 
die seither verschiedentlich angepasst 
wurde, bewährt habe.. Allerdings gaben 
die meisten Votanten gleichzeitig zu ver­
stehen, dass die Ebene der Wohnbauför­
derung nicht mehr genüge, sondern an-

CH-Bauernverband 
knapp gegen den EWR 

Bern (spk) Die Schweizer Bauern sind 
in der Frage eines EWR-Beitritts gespal­
ten. Mit 287:253 fasste der Schweizeri­
sche Bauernverband (SBV) an seiner or­
dentlichen Delegiertenversammlung am 
Donnerstag in Bern die Nein-Parole. 
Damit votierten 53,1 Prozent der Dele­
gierten gegen den EWR und 46,9 Pro­
zent dafür. Wäre das Stimmenverhältnis 
zwischen 48 und 52 Prozent gelegen, so 
hätte die Parole laut Versammlungsbe-
schluss auf Stimmfreigabe gelautet. 

Die SBV-Spitze mit Direktor Melchi­
or  Ehrler und Präsident Marcel Sandoz 
sprach sich vehement für den EWR aus, 
weil damit ein EG-Beitritt der Schweiz 
vermieden werden könne. 

Der Regierungschef 
zu Besuch in Bonn 

(pafl) - Regierungschef Hans Brun­
hart weilt am Freitag, 13. November, in 
Bonn und stattet Bundeskanzler Helmut 
Kohl einen Arbeitsbesuch ab- Gegen­
stand der Gespräche werden Fragen im 
Zusammenhang mit der europäischen 

. Integration sein. Regierungschef Hans 
Brünhart wird von Botschafter Prinz Ni­
kolaus von und zu Liechtenstein beglei­

t e t .  

dere Formen der Förderung für preis­
günstige Wohnungen gesucht werden 
niüssten. Im Gegensatz zu Regierungs­
chef Hans •Brunhart, der die Vorlage ver­
teidigte und als abgesichert durch eine 
Bevölkerungsumfrage erklärte, erhoben 
sich verschiedene kritische Stimmen 
über die Praktikabilität der vorgeschla­
genen Massnahmen. 

Unklarheiten und Widersprüche 
Der VÜ-Abgeordnete Walter Schäd-

ler blieb nicht der einzige Abgeordnete, 
der die Regierungsvorlage als «unüber­
sichtlich» bezeichneite, die zudem «Un­
klarheiten und Widersprüche» aufweise. 

Der  stellvertretende FBP-Abgeordnete 
Louis Gassner meinte ergänzend, dass 
die Vorlage die eigentlichen Probleme 
mit den teuren Wohnungen und den ho­
hen Baukosten nicht löse. Positiv äusser­
te sich nur VU Präsident Oswald Kranz, 
der als einziger dem Gesetzesentwurf 
praktisch nur gute Seiten abgewinnen 
konnte und das «Konzept mit drei 
Schwerpunkten» erwähnte. 

Nach Auffassung des FBP-Abgeord-
neten Carl Kaiser geht die Vorlage in ih­
rer Ausrichtung vom Zeitpunkt 1988, als 
ein Postulat über die Wohnbauförderung 
eingereicht worden war, aus. Inzwischen 
haben sich nach seinen Worten die Um­
stände und Rahmenbedingungen teil­
weise geändert, die Hypothekarzinssätze 
befinden sich auf dem Weg nach unten, 
die Immobilienpreise haben eine Re­
duktion erfahren, die Marktkräfte spie­
len wieder vermehrt als vor einigen Jah­
ren. 

Wohnbeihilfen in separatem Gesetz? 
Eingehend befasste sich der  FBP-Ab­

geordnete Otmar Hasler aus sozialpoliti­
scher Sicht mit der Regierungsvorlage, 
die er an die Regierung zurückweisen 
wollte, letztlich für seinen Antrag aber 
keine Mehrheit fand. Er  forderte ein 
Leitbild für die Wohrtbauförderung und 
Wohnbaupolitik, das sich an den Daten 
der Volkszählung 1990 orientieren sollte, 
die bei der Erstellung der Regierungs­
vorlage keine Berücksichtigung fanden, 
sondern sich lediglich auf die Umfrage 
der Regierung abstützten. Ausserdem 
stellte er die Forderung, dass die Regie­
rung unabhängig vom Gesetz für preis­
wertes Wohnen einen Gesetzesvorschlag 
für die Gewährung von «Wohnbeihilfen 
für Familien mit Kindern, für Rentner 
und für Invalide» ausarbeiten sollte. 

In Übereinstimmung mit anderen Vo­
tanten wandte e r  sich gegen die starke 
Einmischung des Staates in die Woh­
nungspolitik: Weniger Staat und weniger 
staatliche Vorschriften. Das von der Re­
gierung vorgeschlagene System über den 
sozialen Mietwohnungsbau, der die Un­
terstützung der Gemeinden sowie priva­
ter Träger vorsieht, geht nach seiner 
Überzeugung in die Richtung des staatli­
chen Wohnungsbaus. Er stellte auch die 
Frage, weshalb die bisherige Möglichkeit 
der Wohnbauförderung durch die Ge­
meinden nicht genutzt worden sei - Re­
gierungschef Hans Brunhart gab die 
Antwort, dass das bisherige System zu 
wenig attraktiv gewesen sei. 

Weniger Staat, nichttnehr Staat 
Der VU-Abgeordnete Günther Wohl-

wend, der die Notwendigkeit zur Neu­

fassung des Förderungsgesetzes unter­
strich und auch für die verdichtete und 
geforderte- einfache Bauweise positive 
Worte fand, forderte mehr Marktwirt­
schaft und weniger Staat. Mit der von 
der Regierung beantragten Wohnbeihil­
fe wird nach seiner Ansicht die beste­
hende Sozialhilfe durchbrochen, die Ei­
genverantwortung auf der anderen Seite 
gelähmt. Er rechnete auch vor, dass an­
hand der Regierungsangaben zu hohe 
Kosten durch die Wohnbeihilfen entste­
hen würden. Auch der FBP-Abgeordne-
te Josef Büchel zeigte die Problematik 
des vorgeschlagenen Systems der Wohn-
beihilfen auf, wo nach dem Regierungs­
vorschlag die Kompetenzzuteilung nicht 
abschliessend gelöst werde. Nach seiner 
Auffassung sind noch zu viele Fragen of­
fen, das Gesetz zu wenig praxisbezogen 
ausgearbeitet worden. 

Verzögerung oder nicht? 
Nach dieser Eintretensdebatte mit 

vorbereiteten Stellungnahmen entspann 
sich in der Folge eine Diskussion, die 
sich vor allem um die Frage drehte, ob 
die Herausnahme der Wohnbeihilfen 
aus dem Gesetz die Inkraftsetzung ver­
zögere oder nicht. Mit einem Vergleich 
der Suspendierung des Freizügigkeitsab­
kommens mit der Schweiz erklärte Ge­
org Schierscher (FBP), dass Bescheiden­
heit und Eindämmung der Expansion 
wieder not tun würde. Er  unterstützte 
den Rückweisungsantrag von Otmar 
Hasler (VU) und sprach sich für eine 
Ursachenbekämpfung statt eine Sym­
ptombekämpfung aus. Die Vorlage der 
Regierung ist für ihn ein «Nofpro-
gramm» - es fehle die gesellschaftspoliti­
sche Analyse. 

Otmar Hasler aus Gamprin erneut FBP-Landtagskandidat 
Nomination der FBP Gamprin-Bendern - ein erfahrener Mann kandidiert wieder 

Die künftige Agrarpolitik sowie die 
Verkehrsproblematik waren zwei der 
vielen Themen, die an der Nominations-
versammlung der FBP in Gamprin-Ben­
dern diskutiert wurden. Natürlich war 
aüch der EWR angesprochen worden, 
vor allem aber die daraus resultierenden 
innenpolitischen Veränderungen für un­
ser Land. Haupttraktandum war aber 
die Nomination von Otmar Hasler für 
die Kandidatur als Landtagsabgeordne­
ter. 

Eingeleitet wurde die Nominations-
Versammlung in Gamprin-Bendern von 
Rainer Marxer mit einigen Gedanken 
zum Wandel der Zeit. E r  veranschau­
lichte anhand einiger Beispiele, in welch 
bewegtem Abschnitt der Geschichte wir 
leben. D a  ist die Öffnung des Ostens, die 
rezessive Wirtschaftslage, Bürgerkrieg 
im ehemaligen Jugoslawien, der Integra-
tionsprozess in Europa und vieles mehr. 
Wir hätten eine bewegte Zeit hinter uns 
und bestimmt auch eine ebenso bewegte 

vor uns. Können wir unseren Lebens­
standard halten? Können wir künftigen 
Generationen einen Platz und eine Zu­
kunft sichern? Fragen die uns heute be­
wegen; Fragen, die wir schon bald beant­
wortet haben wollen. Es sei an der Zeit, 
diese fundamentalen Unklarheiten zu 
beseitigen. So schloss er mit dem vielsa­
genden Zitat: Wer zu spät kommt, den 
bestraft das Leben. 

(Fortsetzung auf Seite 2)  

Einen Grund 
hat Man(n) 

immer! 
Der Geschenkguischein 
das modische Präsent. 

Modehaus 
Hannelore 2a?-

Freitag Abendeinkauf bis 20.00 Uhr Der Gampriner Landtagskandidat Otmar Hasler (links) anlässlich der Nominationsversammlung mit dem Regierungschef-
Kandidaten Markus Büchel. (Bild: B. Schürte) 

Gestern im 
Landtag 

Der zweite Sitzungstag des Land­
tags wies zwei Schwerpunkte auf: 
Am Vormittag verabschiedeten die 
Abgeordneten zehn weitere Vorla­
gen, die der Anpassung unserer Ge­
setzgebung an das EWR-Recht die­
nen, anschliessend befassten sie sich 
bis in die Abendstunden sehr inten­
siv mit dem Entwurf des Gesetzes 
über die Förderung des preiswerten 
Wohnens. 

Anpassung ans EWR-Recht 
Im Zusammenhang mit dem Ab­

kommen über den Europäischen 
Wirtschaftsraum hat der Landtag 
gestern die Anpassung von zehn 
Gesetzen an das EWR-Recht vor­
genommen. 

Die Vorlagen wurden innerhalb 
von knapp zwei Stunden im Detail 
beraten und einhellig verabschie­
det. Acht weitere Gesetzesvorlagen 
liegen in der heutigen Sitzung zur 
erstmaligen Behandlung vor. Be­
schlossen wurde gestern u.a. eine 
Änderung des Betäubungsmittelge­
setzes, wonach Geldwäscherei im 
Zusammenhang mit Drogenkrimi­
nalität strafbar wird. Eine umfas­
sende Regelung der Geldwäscherei^-
Problematik wird mit der Änderung 
des Strafgesetzbuches angestrebt. 
Verabschiedet wurde auch das Ge­
setz über die Produktehaftpflicht. 

Förderung des preiswerten 
Wohnens 

Im Verlaufe des Vormittags be­
gann der Landtag mit der Eintre­
tensdebatte zum Wohnbauförde-
rungsgesetz. Bis zur Mittagspause 
sprachen sich verschiedene Abge­
ordnete für die Vorlage der Regie­
rung aus, während sich andere kri­
tisch äusserten und Vorschläge zur 
Änderung unterbreiteten. Die teil­
weise ablehnende oder skeptische 
Haltung zog sich durch beide Frak­
tionen hindurch. Ein Antrag des 
FBP-Abgeordneten Otmar Hasler 
auf Rückweisung an die Regierung 
erhielt nicht die erforderliche 
Mehrheit. 

Nach der Mittagspause setzte der 
Landtag die Eintretensdebatte fort, 
wobei sich auch Regierungschef 
Hans Brunhart zur Verteidigung 
seiner Vorlage in die Diskussion 
einschaltete. Vorgeschlagen wurde, 
nach der ersten Lesung die Regie­
rung einen Bericht Uber die offenen 
und aufgeworfenen Fragen erstellen 
zu lassen, um dann zu entscheiden, 
ob eine parlamentarische Kommis­
sion gebildet werden sollte. Diese 
Kommission hätte dann die Aufga­
be, die Vorlage eingehend gemäss 
den Anregungen aus der Eintre­
tensdebatte und den Vorschlägen 
der ersten Lesung durchzuberaten 
und einen eigenen Vorschlag einzu­
bringen. 

Die erste Lesung des Gesetzes­
entwurfs, die am Nachmittag be­
gann, zog sich sich bis in die Abend­
stunden hinein. 

Subventionsgesetz und Gasversorgung 
Zum Abschluss seiner gestrigen Sit­

zung behandelte der Landtag schliess­
lich in erster Lesung die Vorlagen über 
die Abänderung des Subventionsge-' 
setzes sowie des Gesetzes über die 
Gasversorgunjg. Während es beim 
Subventionsgesetz schwerpunktmässig 
um die Bereinigung von geltenden 
unterschiedlichen Subventionssätzen 
geht, sieht die Änderung im Gesetz 
über die Gasversorgung die Bereitstel­
lung des Dotationskapitals der Gasver­
sorgung in Höhe von 34,9 Mio. Fran­
ken durch den Staat vor. 

Berichte über den Landtag heute auf 
den Seiten 2,3 und 5. 


